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 Die Fraktion der Vereinigten Wählergemeinschaften im Kreis Wesel vertritt die Wählergemeinschaften: 
USD Hamminkeln, UWH Hünxe, UWG Moers, WGV Voerde, UWW Wesel, FBG Kamp-Lintfort , FBI  Xanten, AWG Dinslaken

1. Mehr Hochwasserschutz

Da der Kreis Wesel extrem hochwasser-
gefährdet ist, beantragte die VWG-Kreistags-
fraktion  eine Resolution zum Hochwasser-
schutz an das Land NRW. Eine Überflutung 
kann zur Unbewohnbarkeit insbesondere 
von Gebieten führen, die bergbaubedingt 
mehrere Meter unterhalb des Rheinspiegels 
liegen. Mit der Resolution sollte die schnelle 
Umsetzung von Konzepten zur nachhaltigen 
Vorsorge und Verhinderung von Hochwasser-
schäden gefordert werden.

Die Resolution wurde von den Fraktionen 
der CDU, SPD, FDP und Grünen abgelehnt.

2. Taxigebühren

Die VWG-Kreistagsfraktion forderte im  
Kreistag Wesel eine geringere Erhöhung  
der Grundgebühr, weil die genannten  
Kostensteigerungen nicht nachvollziehbar 
waren. Außerdem forderte sie im Fall  
einer Gebührenerhöhung die Selbstver- 
pflichtung der Taxiunternehmen, künftig  
ihren Fahrerinnen und Fahrern einen  
Mindestlohn von 6,50 Euro pro Stunde  
zu zahlen.

Der Antrag der VWG-Fraktion wurde von  
allen Fraktionen im Kreistag abgelehnt.

3. Sozialticket

Die VWG-Kreistagsfraktion hat für die  
Einführung des VRR-Sozialtickets zum Preis 
von 29,90 Euro, das ab Dezember im Kreis 
Wesel erhältlich ist, gestimmt. Darüber 
hinaus unterstützte sie einen Verhandlungs-
auftrag zur Einführung eines zusätzlichen 
9-Uhr-Sozialtickets für 15 Euro. 

4. Verzicht auf Alt-Kennzeichen

Die VWG-Kreistagsfraktion beantragte eine 
Resolution an den Bundesrat, dass auf die 
Wiedereinführung der Alt-Kennzeichen ver-
zichtet wird. Genauso wie der Landkreistag 
lehnt laut einer großen Online-Umfrage einer 
Tageszeitung offenbar auch die Mehrheit der 
Bevölkerung die Einführung ab. Sie würde 
zu einer unnötigen Zunahme an Verwal-
tungsaufwand und Kosten führen und die 
Fahndung erschweren.

Der Antrag wurde im Kreistag mehrheitlich 
bei Enthaltung der Grünen abgelehnt.
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